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BGH, Urteile vom 16.07.2024, VI ZR 239/23; VI ZR 205/23; VI ZR 243/23; VI ZR 188/22 = jurisbyhemmer 

 1 Merkantiler Minderwert: Brutto oder netto? 

Immer netto! 

+++ Werteinbuße trotz Reparatur +++ Berechnung des merkantilen Minderwerts +++ Keine Diffe-
renzierung nach Art der Nutzung (privat oder unternehmerisch) +++ § 251 I BGB +++ 

Sachverhalt (vereinfacht): G hat gegen S einen Anspruch auf Schadensersatz aus einem von S allein 
verschuldeten Verkehrsunfall. Der PKW des G wurde dabei beschädigt. 
Ein Sachverständiger schätzt die Reparaturkosten auf 8.000 € bei einem Wiederbeschaffungswert von 
10.000 €. Der sog. merkantile Minderwert wird auf 1.190 € brutto angesetzt, 
Die Reparatur wird durchgeführt, die Rechnung von S beglichen. G fordert noch die Zahlung von 1.190 € 
von S. 

Zu Recht? Muss danach differenziert werden, ob G sein Fahrzeug unternehmerisch oder privat 
nutzt?  

A) Sounds 

1. Grundlage für die Schätzung des merkantilen 
Minderwerts ist ein hypothetischer Verkauf des 
Fahrzeugs. Dabei ist von Netto-, nicht von Brut-
toverkaufspreisen auszugehen. Dies gilt auch 
dann, wenn das geschädigte Fahrzeug privat 
genutzt wird. 
2. Wurde davon abweichend der merkantile 
Minderwert ausgehend vom Bruttoverkaufs-
preis geschätzt, ist er in der Weise nach unten 
zu korrigieren, dass von ihm ein dem „Umsatz-
steueranteil“ entsprechender Betrag abgezo-
gen wird. 

B) Problemaufriss 

Der BGH hat am 16. Juli 2024 gleich in 4 Fällen zu 
der hier aufgeworfenen Fragestellung entschieden. 
Es ging in allen Fällen um die hier aufgeworfene 
Fragestellung, so dass eine differenzierte Darstel-
lung der einzelnen Entscheidungen nicht erforder-
lich ist. 
Um die Thematik besser erfassen zu können, 
müssen Sie sich zunächst die schadensersatz-
rechtlichen Grundsätze vor Augen führen, die der 
BGH zum Verkehrsunfallrecht entwickelt hat. 
Der Geschädigte hat zunächst die Entscheidung 
zu treffen, ob er auf Wiederbeschaffungsbasis oder 
auf Reparaturkostenbasis abrechnen möchte. Es 
geht in der Sache also um die Frage, ob er das 
verunfallte Fahrzeug (repariert oder unrepariert) 

weiternutzen möchte oder lieber ein anderes Fahr-
zeug erwirbt. 
Im letzteren Fall wird dem Geschädigten der sog. 
Wiederbeschaffungsaufwand ersetzt. Dabei han-
delt es sich um die Differenz zwischen dem Wie-
derbeschaffungswert (der vom Sachverständigen 
ermittelt wird) und dem Restwert, den der Geschä-
digte für das verunfallte Fahrzeug noch erzielen 
kann. Die Frage nach einem merkantilen Minder-
wert stellt sich in dieser Variante nicht, da sich die 
negativen Unfallfolgen ja abschließend im Rest-
wert des Unfallfahrzeugs widerspiegeln. 
Wird auf Reparaturkostenbasis abgerechnet, wird 
das Fahrzeug allein aufgrund seiner Unfallbeschaf-
fenheit am Markt nur noch einen geringeren Preis 
erzielen. Dieser sog. merkantile Minderwert wird 
ebenfalls vom Sachverständigen geschätzt.  

Anmerkung: Die Abrechnung auf Reparaturkos-
tenbasis ist nur möglich, wenn sich die Reparatur-
kosten im Rahmen von 130 % bezogen auf den 
Wiederbeschaffungswert bewegen. Liegen die 
Kosten zwischen 100 % und 130 %, ist eine fiktive 
Abrechnung nicht möglich, es muss tatsächlich 
fachgerecht repariert werden und der Geschädigte 
muss das Fahrzeug für weitere sechs Monate nut-
zen, um sein Integritätsinteresse am Erhalt des 
vertrauten Fahrzeugs zu untermauern. Der mer-
kantile Minderwert wird in die 130 % mit einbe-
rechnet, d.h. die Summe von Reparaturkosten und 
Werteinbuße darf die 130 % nicht übersteigen. 
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Die Frage, ob beim merkantilen Minderwert ein 
Netto- oder Bruttobetrag anzusetzen ist, ist Ge-
genstand der vorliegenden Entscheidungen.  

C) Lösung 

Zu prüfen ist, ob G gegen S einen Anspruch auf 
Zahlung von (weiteren) 1.190 € hat. 

I. Grundsätzlich ist merkantiler 
Minderwert unstreitig zu ersetzen 

Da die Verantwortlichkeit des S dem Grunde nach 
feststeht, haftet dieser dem G aus §§ 7 I, 18 StVG 
bzw. § 823 I, II BGB i.V.m. § 1 II StVO. 
Fraglich ist, ob auf der Rechtsfolgenseite auch 
Ersatz für den sog. merkantilen Minderwert ver-
langt werden kann.  
Nach ständiger Rechtsprechung des BGH handelt 
es sich bei dem merkantilen Minderwert um eine 
Minderung des Verkaufswerts, die trotz völliger 
und ordnungsgemäßer Instandsetzung eines bei 
einem Unfall erheblich beschädigten Fahrzeugs 
allein deshalb verbleibt, weil bei einem großen Teil 
potentieller Käufer eine den Preis beeinflussende 
Abneigung gegen den Erwerb unfallbeschädigter 
Kraftfahrzeuge besteht.1 Da diese Werteinbuße 
durch die Reparatur nicht ausgeglichen werden 
kann, richtet sich der Ersatz nicht nach § 249 II 
S. 1 BGB, sondern nach § 251 I BGB. 
Grund für die Werteinbuße ist, dass auch bei in-
standgesetzten Fahrzeugen verborgene techni-
sche Mängel nicht auszuschließen sind und das 
Risiko höherer Schadensanfälligkeit infolge nicht 
fachgerechter Reparatur besteht. 
Damit erzielen Unfallfahrzeuge auf dem Ge-
brauchtwagenmarkt einen geringeren Preis als 
unfallfreie. Diese Wertdifferenz stellt einen unmit-
telbaren Schaden dar. 

Anmerkung: Das setzt natürlich voraus, dass der 
Geschädigte bei der Weiterveräußerung über die 
Unfalleigenschaft aufklärt. Genau das sollte er 
aber (schon aus strafrechtlichen Erwägungen) tun. 
Unterlässt er dies, liegt eine vorvertragliche Pflicht-
verletzung vor. Zudem entspricht das Fahrzeug 
nicht den objektiven Anforderungen gem. § 434 I 
Var. 2, 434 III S. 1 Nr. 2 BGB.2 Im Rahmen eines 
Verbrauchsgüterkaufs würde es nicht einmal ge-
nügen, auf den Unfall hinzuweisen, vielmehr müss-
te der Verkäufer (= Unternehmer) die Anforderun-
gen des § 476 I S. 2 BGB wahren.  

 
1  BGH, NJW 2022, 935 ff. = jurisbyhemmer. 
2  Für den Fall des arglistigen Verschweigens ist neben der 

Mängelhaftung auch der Anspruch aus c.i.c. gem. §§ 280 I, 
311 II, 241 II BGB anwendbar, vgl. dazu ausführlich 
Hemmer/Wüst/Tyroller, Schuldrecht BT I, Rn. 404 ff. 

Der Käufer wiederum wird diesen Umstand typi-
scherweise zum Anlass nehmen, weniger zu zah-
len, als für vergleichbare Fahrzeuge ohne Unfallei-
genschaft zu zahlen wäre. 
Und genau diese Erwägung rechtfertigt den Ersatz 
des merkantilen Minderwerts.  

Der merkantile Minderwert eines erheblich unfall-
beschädigten Fahrzeugs ist unabhängig davon zu 
ersetzen, welche Dispositionen der Geschädigte 
über das Fahrzeug trifft. Insbesondere kommt es 
für die Begründung des Anspruchs auf Ersatz des 
merkantilen Minderwerts nicht darauf an, ob der 
Geschädigte das Fahrzeug später tatsächlich ver-
kauft und sich der Minderwert in einem geringeren 
Kaufpreis tatsächlich manifestiert. Denn wenn sich 
der Geschädigte entschließt, sein Fahrzeug weiter 
zu gebrauchen, so begnügt er sich mit der Benut-
zung seines Fahrzeugs, dessen Wert nach der 
allgemeinen Verkehrsauffassung geringer ist als 
der eines unfallfrei gefahrenen Fahrzeugs. 
Der nach der sog. Differenzhypothese gebotene 
Vergleich der infolge des haftungsbegründenden 
Ereignisses eingetretenen Vermögenslage mit 
derjenigen, die sich ohne dieses Ereignis ergeben 
hätte, ergibt, dass er infolge des Unfalls einen 
geringeren Vermögenswert in Händen hat als zu-
vor. 
Unerheblich für die Erstattungsfähigkeit ist auch, 
dass die Wertminderung bei Weiternutzung im 
Laufe der Zeit geringer wird. Der Schädiger hat 
den Minderwert des Fahrzeugs zu ersetzen, wie er 
sich im Zeitpunkt der Inbetriebnahme nach der 
Reparatur ergibt.3 

Anmerkung: Auch wenn der merkantile Minder-
wert grundsätzlich ersatzfähig ist, kann der Schä-
diger die vom Sachverständigen geschätzte Höhe 
anzweifeln und eine gerichtliche Entscheidung 
darüber herbeiführen. 
Das Gericht wird sich dann allerdings nicht mit der 
Frage befassen, ob überhaupt Ersatz für diese 
Position geschuldet ist, sondern im Rahmen der 
freien Beweiswürdigung gem. § 287 ZPO nur 
überprüfen, ob die vom Sachverständigen ge-
schätzte Höhe plausibel erscheint.4 
Dabei ist u.a. von Bedeutung, ob unrichtige Maß-
stäbe für die Berechnung angesetzt wurden. Und 
genau davon geht der BGH hinsichtlich des Ansat-
zes der Umsatzsteuer aus! 

 
3  So schon BGH, NJW 1967, 552 f. = jurisbyhemmer. 
4  Vgl. dazu BGH, NJW 2020, 3591 = jurisbyhemmer. 
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II. Problem: Beinhaltet der Betrag auch 
fiktive Umsatzsteuer? 

Fraglich ist daher im vorliegenden Fall allein, ob 
der Anspruch auf lediglich 1.000 € (netto) oder 
1.190 € (brutto) gerichtet ist.  
Im Ausgangspunkt ist dazu festzuhalten, dass der 
merkantile Minderwert nicht der Umsatzsteuer 
nach § 1 I Nr. 1 UStG unterfällt, da es sich bei 
dieser nach dem Gesetz (§ 251 I BGB) zu zahlen-
den Entschädigung nicht um eine Leistung gegen 
Entgelt handelt, es also am erforderlichen Aus-
tausch gegenseitiger Leistungen fehlt. Insoweit ist 
es missverständlich, von „Brutto- und Nettobetrag“ 
zu sprechen, da diese Begrifflichkeit Umsatzsteu-
erpflichtigkeit suggeriert. 

1. Grundlage für die Schätzung 

Grundlage für die Schätzung des merkantilen Min-
derwerts ist ein hypothetischer Verkauf des Fahr-
zeugs. Dabei ist nach überzeugender Einschät-
zung des BGH von Netto-, nicht von Bruttover-
kaufspreisen auszugehen. 

a) Hypothetischer Verkauf 
Auch wenn die Begründung des Anspruchs auf 
Ersatz des merkantilen Minderwerts nicht voraus-
setzt, dass der Geschädigte das Unfallfahrzeug 
verkauft und sich der Minderwert tatsächlich in 
einem geringeren Verkaufspreis manifestiert, ist 
der Berechnung der Höhe dieses Ersatzanspruchs 
doch gedanklich ein Verkauf zugrunde zu legen. 
Die argumentative Herleitung des Anspruchs, dass 
Unfallfahrzeuge auf dem Gebrauchtwagenmarkt 
einen geringeren Preis erzielen als unfallfreie, weil 
verborgene technische Mängel nicht auszuschlie-
ßen sind und das Risiko höherer Schadensanfäl-
ligkeit infolge nicht fachgerechter Reparatur be-
steht, schlägt sich bei der Berechnung des mer-
kantilen Minderwerts dahingehend nieder, dass 
gem. § 287 ZPO geschätzt wird, um wieviel gerin-
ger der erzielbare Verkaufspreis bei einem ge-
dachten Verkauf des beschädigten nach der Repa-
ratur im Vergleich zum erzielbaren Verkaufspreis 
ohne Beschädigung wäre.  
Die Minderung des Verkaufspreises ist Ausdruck 
der Bewertung des eingetretenen unmittelbaren 
Sachschadens durch den Markt.  

b) Schätzung: Nettobetrag maßgeblich 
Bei der Schätzung, um wieviel geringer der erziel-
bare Verkaufspreis bei einem gedachten Verkauf 
des beschädigten Fahrzeugs nach der Reparatur 
im Vergleich zum erzielbaren Verkaufspreis ohne 
die Beschädigung wäre, ist aus Rechtsgründen auf 
die jeweiligen Nettoverkaufspreise abzustellen. 

aa) Verkäufer (= Geschädigter) ist 
Unternehmer 

Sofern der Verkäufer Unternehmer ist, unterläge 
der Verkaufserlös der Umsatzsteuer. Er erhielte 
daher zwar zusätzlich zum Nettoverkaufspreis die 
Umsatzsteuer, müsste diese quasi als durchlau-
fenden Posten aber sogleich wiederum an das 
Finanzamt abführen. Wenn er also von der Um-
satzsteuer im Ergebnis nicht profitieren würde bei 
einem fiktiven Verkauf, welcher Maßstab für die 
Schätzung des merkantilen Minderwerts ist, kann 
der Geschädigte nicht dadurch besser stehen, 
dass diesbezüglich auf einen Bruttobetrag abge-
stellt wird (schadensrechtliches Bereicherungsver-
bot).  

bb) Verkauf durch Privatmann 

Unterläge der Verkauf dagegen nicht der Umsatz-
steuer, etwa weil der Geschädigte kein Unterneh-
mer ist (Verkauf „von privat“), dürfte dem Käufer 
Umsatzsteuer schon gar nicht in Rechnung gestellt 
werden.  

2. Problem: Was gilt, wenn 
Sachverständiger (fälschlicherweise) 
Bruttobetrag angesetzt hat? 

Geht man im vorliegenden Fall davon aus, dass 
die 1.190 € den Bruttobetrag darstellen, ist auf-
grund obiger Ausführungen eine Kürzung vorzu-
nehmen (19 % = 190 €), so dass nur 1.000 € zu-
gesprochen werden könnten. 

Anmerkung: Der BGH hat vorliegend die Sache 
zurückverwiesen, da die Vorinstanzen zu der Fra-
ge, ob der merkantile Minderwert eine fiktive Um-
satzsteuer beinhaltet, keine Feststellungen getrof-
fen hat. In Zukunft ist zu erwarten, dass Sachver-
ständige ausdrücklich den Nettobetrag im Gutach-
ten ausweisen, damit es hier keine Missverständ-
nisse mehr gibt. 

Andernfalls käme es zu einer Bereicherung des 
Geschädigten. Eine solche ist von dem Wertinte-
resse, das Gegenstand des Entschädigungsan-
spruchs aus § 251 I BGB ist und auf Ausgleich der 
Differenz zwischen dem Wert des Vermögens, wie 
es sich ohne das schädigende Ereignis darstellen 
würde, und dem durch das schädigende Ereignis 
geminderten Wert gerichtet ist, nicht erfasst.  
Die Richtigkeit dessen ergibt sich aus folgender 
Beispielsrechnung: 
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Anmerkung: Die folgende Beispielsrechnung 
stammt vom BGH selbst. Er belegt damit quasi 
anhand konkreter Zahlen, was er bei seinen theo-
retischen Ausführungen meint. In der Klausur wäre 
so etwas wohl weder üblich noch erforderlich. 
Gleichwohl haben wir die Ausführungen in der 
Lösung belassen, damit auch für den Leser die 
obigen Ausführungen nachvollziehbarer werden. 

a) Beispiel zu umsatzsteuerpflichtigem 
Geschädigtem 

Angenommen, der merkantile Minderwert wurde 
ausgehend von einem Bruttoverkaufspreis von 
15.000 €, den das Fahrzeug ohne den Unfall gehabt 
hätte, auf 2.000 € geschätzt, dann bedeutet dies, 
dass der Geschädigte für das unfallbedingt beschä-
digte und reparierte Fahrzeug nur noch einen Ver-
kaufspreis von 13.000 € brutto erzielen würde. 
Dem umsatzsteuerpflichtigen Geschädigten wären 
von dem Bruttoverkaufspreis für das unbeschädig-
te Fahrzeug (15.000 €) nach Abzug der von ihm 
abzuführenden Umsatzsteuer (19%) 12.605,04 € 
verblieben. 
Nach dem Unfall würden ihm von brutto 13.000 € 
nach Abzug der Umsatzsteuer netto 10.924,37 € 
verbleiben. Ein Schaden besteht ersichtlich nur in 
Höhe der Differenz (1.680,67 €). Könnte der Ge-
schädigte nun den merkantilen Minderwert in Höhe 
von 2.000 € in voller Höhe verlangen, hätte er ins-
gesamt 319,33 € mehr in seinem Vermögen. Ohne 
den Unfall hätte er bei einem Verkauf aber, wie 
dargestellt, nur 12.605,04 € erlangt. Die 319,33 € 
sind genau der „gedachte“ Umsatzsteueranteil, in 
dessen Höhe überhaupt kein Schaden entstanden 
ist, so dass dieser Betrag aus einem berechneten 
Brutto-Minderwert herausgerechnet werden muss.  

b) Geschädigter ist nicht umsatzsteuerpflichtig 
Derselbe Bereicherungsbetrag ergibt sich bei 
rechtlicher Betrachtung, wenn bei einem Geschä-
digten, der nicht Unternehmer i.S.d. § 1 I Nr. 1, § 2 
I S. 1 UStG ist und der deshalb beim Verkauf sei-
nes Fahrzeugs Umsatzsteuer schon gar nicht in 
Rechnung stellen dürfte, gleichwohl die Schätzung 
des merkantilen Minderwerts ausgehend von Brut-
topreisen erfolgen würde.  
Da dieser Geschädigte von vorneherein keine 
Umsatzsteuer ausweisen kann bzw. darf, würde er 
ohnehin lediglich 12.605,04 € für seinen PKW er-
langen. 

Anmerkung: Betrachten Sie den Fall aus Sicht 
des Händlers, der das Fahrzeug ankauft. Er kalku-
liert ohnehin nur netto (12.605,04 €), weil dies der 
für ihn reale Wert ist, der ihm beim Verkauf zu-
fließt.  

Ist der Verkäufer umsatzsteuerpflichtig, zahlt er 
zwar mehr (in Höhe der Umsatzsteuer). Er könnte 
dies im Rahmen der Umsatzsteuererklärung aber 
wiederum von der vereinnahmten Umsatzsteuer 
aus anderen Geschäften abziehen (durchlaufender 
Posten), so dass sich die Steuer für ihn neutrali-
siert. 
Erzielt er schon keine Umsatzsteuer (beim Ankauf 
von privat), muss er auch nichts abführen. 

Der Verkaufspreis für das beschädigte und repa-
rierte Fahrzeug betrüge nicht brutto 13.000 €, son-
dern 10.924,37 €. Die Differenz, die den merkanti-
len Minderwert abbilden soll, beliefe sich dann 
wiederum nicht auf 2.000 €, sondern auf 1.680,67 
€, wäre also auch hier um 319,33 € zu kürzen. 

Anmerkung: Der Händler, der das Fahrzeug von 
privat ankauft, würde dieses natürlich zu einem 
höheren Preis weiterveräußern. Insoweit könnte 
man die Frage diskutieren, ob es dem Geschädig-
ten nicht auch möglich wäre, an privat (!) zu einem 
höheren Preis zu verkaufen als an einen Händler. 
Dies ist allerdings eine rein tatsächliche Fragestel-
lung, die im Einzelfall schwer zu beantworten ist. 
Der BGH ist der Auffassung, dass dies daher ein 
Aspekt ist, der bei der nach § 287 ZPO vorzuneh-
menden Würdigung außer Betracht zu bleiben hat. 

c) Gegenargumente überzeugen nicht 

Der BGH erachtet auch Argumente gegen seine 
Sichtweise als nicht überzeugend:  

aa) Keine dem § 249 II S. 2 BGB entsprechende 
Regelung in § 251 BGB vorhanden 

Gegen den Abzug eines Umsatzsteueranteils vom 
Minderwert wird insbesondere angeführt, dass eine 
dem § 249 II S. 2 BGB entsprechende Regelung 
im Rahmen des § 251 I BGB fehle. Ein Abzug sei 
daher nicht vorzunehmen. 
Diese Sichtweise verkennt jedoch den Regelungs-
inhalt des § 249 II S. 2 BGB. Nach dieser Norm 
schließt der zur Herstellung einer beschädigten 
Sache nach § 249 II S. 1 BGB erforderliche Geld-
betrag die Umsatzsteuer nur mit ein, wenn und 
soweit sie tatsächlich angefallen ist. Dies setzt 
denklogisch voraus, dass der Geschädigte für die 
Wiederherstellung Umsatzsteuer zahlen muss und 
das seinen Schaden erhöht, wie dies etwa bei der 
Reparatur oder Wiederbeschaffung einer beschä-
digten Sache der Fall sein kann. 

Anmerkung: Auch die Wiederbeschaffung einer 
vergleichbaren Ersatzsache stellt einen Unterfall 
der Naturalrestitution dar.  
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Insoweit besteht bei fiktiver Abrechnung ein 
Gleichlauf: Werden die Reparaturkosten fiktiv ab-
gerechnet, ist der Geschädigte mit einer Umsatz-
steuer nicht belastet. Der Sachverständige wird in 
seinem Gutachten die Bruttokosten angeben. Also 
ist der Betrag zu kürzen gem. § 249 II S. 2 BGB. 
Ebenso gibt der Sachverständige im Gutachten 
den Bruttowiederbeschaffungswert an. Erfolgt kei-
ne Wiederbeschaffung, wäre der Betrag ebenfalls 
gem. § 249 II S. 2 BGB zu kürzen. 

Bei einem (nur gedachten) Verkauf der beschädig-
ten Sache, der Grundlage für die Berechnung des 
merkantilen Minderwerts ist, kommt das hingegen 
nicht in Betracht. Dort wird die Umsatzsteuer, falls 
sie überhaupt anfällt (nicht beim Verkauf von „pri-
vat“), vom Geschädigten vereinnahmt und an-
schließend an das Finanzamt abgeführt. Der Ge-
schädigte zahlt also keine Umsatzsteuer, sondern 
er bekommt sie und führt sie ab. Die Frage, ob sich 
die Regelung des § 249 II S. 2 BGB auf die Ent-
schädigung gem. § 251 I BGB übertragen lässt 
oder nicht, stellt sich daher für den Ersatz des 
merkantilen Minderwerts von vorneherein nicht. 

Anmerkung: Mit anderen Worten: Selbst wenn es 
auch in § 251 I BGB eine Vorschrift gäbe, wonach 
Umsatzsteuer in Abzug gebracht werden muss, 
wenn sie nicht anfällt, würde dies für die Berech-
nung des merkantilen Minderwerts keine Relevanz 
haben! 

bb) Tatsächliche Veräußerung nicht 
maßgeblich für Berechnung 

Auch der Einwand, der Geschädigte erhalte den 
Ersatz des merkantilen Minderwerts auch dann, 
wenn er das Fahrzeug nicht verkaufe, so dass ein 
Abzug der Umsatzsteuer nicht gerechtfertigt sei, 
kann nicht überzeugen. Wie oben ausgeführt, ist 
für die Begründung des Anspruchs auf Ersatz des 
merkantilen Minderwerts zwar unerheblich, ob und 
wann der Geschädigte das Unfallfahrzeug tatsäch-
lich verkauft. Für die Berechnung der Höhe dieses 
Ersatzanspruchs ist aber gedanklich ein Verkauf 
zugrunde zu legen. Im Übrigen macht es nach den 
obigen Ausführungen tatsächlich keinen Unter-
schied, ob der gedachte Verkauf der Umsatzsteuer 
unterliegt oder nicht, da in beiden Fällen der Min-
derwert rechtlich ausgehend vom Nettoverkaufs-
preis zu ermitteln ist. 
Dass ggfs. bei einem gedachten Verkauf keine 
Umsatzsteuer anfallen würde (etwa beim Verkauf 
ins Ausland), kann ebenfalls nicht zu einer ande-
ren Beurteilung führen. 
Der Ermittlung des merkantilen Minderwerts liegen 
typisierende Erwägungen zugrunde wie die hypo-
thetische Annahme eines Verkaufs im Inland. 

Würde man in diese Erwägung mit einbeziehen 
(müssen), dass ggfs. auch eine Veräußerung ins 
Ausland erfolgen würde, wäre eine realistische 
Bestimmung des merkantilen Minderwerts nicht 
möglich, denn man müsste dann danach differen-
zieren, in welches Land der PKW fiktiv möglicher-
weise veräußert werden würde.  
Zusammenfassend lässt sich daher festhalten: 
Weist der Gutachter nicht ausdrücklich darauf hin, 
dass der von ihm ermittelte merkantile Minderwert 
der Nettobetrag ist, muss ermittelt werden, wie der 
Betrag zu verstehen war. War es der Bruttobetrag, 
muss von dem Betrag der fiktiv beinhaltete Um-
satzsteuerbetrag herausgerechnet werden. Wurde 
der Betrag bereits vollständig beglichen, hat der 
Geschädigte dem Schädiger den Betrag gem. 
§ 812 I S. 1 Alt. 1 BGB zu erstatten. 

III. Endergebnis 

G kann von S die Zahlung weiterer 1.000 € verlan-
gen. 

D) Kommentar 

(cda). Es bleibt abzuwarten, ob diese Entschei-
dungen des BGH in der Praxis nun eine Prozess-
lawine auslösen werden. Sofern nämlich Versiche-
rungen in der Vergangenheit den merkantilen Min-
derwert ohne Abzug der Umsatzsteuer erstattet 
haben sollten, könnten sie in Fällen unverjährter 
Ansprüche eine Rückforderung anstrengen! 
In der Sache sind die Ausführungen des BGH 
überzeugend. Wichtig ist die Entscheidung insbe-
sondere für die Anwendung der 130 % - Grenze. 
Da der merkantile Minderwert in die Höhe der Re-
paraturkosten einzubeziehen ist, wird es in Zukunft 
mehr Fälle geben, in denen die 130 % - Grenze 
nicht überschritten wird. Denn die Einbeziehung 
erfolgt ja eben nur in Höhe des Nettobetrags! 

E) Wiederholungsfrage 
 Warum kann ein Geschädigter auch Ersatz 

des merkantilen Minderwerts verlangen? 
Dem Geschädigten sind alle kausal entstande-
nen Schäden zu ersetzen. Sofern sein Fahrzeug 
nach Reparatur am Markt einen geringeren Erlös 
erzielen würde, ist diese Vermögenseinbuße 
dadurch auszugleichen, dass der fiktive Netto-
Minderbetrag gem. § 251 I BGB zu zahlen ist. 

F) Zur Vertiefung 

Zum 4-Stufen-Modell des BGH 
 d’Alquen, Life&LAW 06/2024, 418 ff.  


